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führte. Die Zeitspanne zwischen Tatausführung bzw. 
Bekanntwerden einer Straftat und den ersten Ermitt­
lungen durch die Abteilung Kriminalpolizei wird so 
gering wie möglich gehalten. Der Kriminalist und der 
zuständige Abschnittsbevollmächtigte wirken am Er­
eignisort unmittelbar zusammen, der Geschädigte bzw. 
Zeugen werden sofort gehört und alle Möglichkeiten 
in der Aufklärung voll ausgenutzt. Voraussetzung 
für die Einführung einer solchen Arbeitsweise war, 
daß ideologische Klarheit über den komplexen Cha­
rakter der Straftatenaufklärung geschaffen \yurde, sich 
das operative Zusammenwirken der Bereiche der 
Volkspolizei immer mehr durchsetzte und innerhalb 
der Abteilung Kriminalpolizei Spezialisten, und zwar 
für die Aufklärung von Delikten mit unbekannten und 
mit bekannten Tätern herangebildet wurden.
Die vorbildlichen Aufklärungsergebnisse im Stadtbezirk 
Berlin-Lichtenberg beweisen, daß diese Arbeitsweise 
den Bedingungen der Großstadt entspricht und verall­
gemeinert werden kann.
2. Gegenüber anderen Bezirken der Republik ist in der 
Hauptstadt — wie die Statistik ausweist — ein Zurück­
bleiben bei der zielgerichteten und differenzierten Mit­
wirkung gesellschaftlicher Kräfte festzustellen. Dies 
kann mit den komplizierten Problemen der Großstadt 
nicht gerechtfertigt werden.
Auch hier beweisen die Friedrichshainer Rechtspflege­
organe eindrucksvoll, daß diese Aufgabe durch politisch- 
ideologische Auseinandersetzungen, insbesondere in den 
Parteiorganisationen, durch ständigen Vergleich der 
Arbeitsergebnisse und durch Erfahrungsaustausch über 
die besten Methoden in gemeinsamen Beratungen gelöst 
werden kann. Im Stadtbezirk Friedrichshain wurde bei 
der Mitwirkung gesellschaftlicher Kräfte im Strafver­
fahren die Durchschnittszahl der Republik erreicht und 
auch die Qualität der Mitwirkung wesentlich erhöht.
3. Den Friedrichshainer Rechtspflegeorganen gelang es 
auch am konsequentesten — trotz erhöhten Arbeits­
anfalls — durch eine rationelle Arbeitsweise kontinuier­
lich die Bearbeitungsfristen zu senken. So beträgt die 
durchschnittliche Bearbeitungszeit
etwa 16 Tage bei der Abteilung К der Volkspolizei- 

Inspektion,
etwa 3,5 Tage bei der Staatsanwaltschaft und 
etwa 23 Tage beim Gericht.
Unbegründete Fristüberschreitungen gehören der Ver­
gangenheit an.
Diese Ergebnisse konnten erzielt werden, weil die Ge­
meinschaftsarbeit nicht nur auf Kriminalisten, Staats­
anwälte und Richter beschränkt blieb, sondern alle Mit­
arbeiter erfaßte und auch bei ihnen höheres Verantwor­
tungsbewußtsein und vielfältige Initiative auslöste. 
Dazu trug auch, die Verpflichtungsbewegung in Vor­
bereitung des 20. Jahrestages der Gründung der DDR 
bei.
4. Gute Ergebnisse wurden auch bei der Durchführung 
von Verhandlungen vor erweiterter Öffentlichkeit er­
reicht, insbesondere bei Verfahren wegen Gefährdung 
der öffentlichen Ordnung durch asoziales Verhalten 
nach § 249 StGB. Diese Verhandlungen werden im engen 
Zusammenwirken mit den örtlichen Organen der Staats­
macht und den gesellschaftlichen Organisationen vor­
bereitet und ausgewertet.
5. Positive Veränderungen zeigen sich auch in einer 
verstärkten Anwendung der Gesetzlichkeitsaufsicht der 
Staatsanwaltschaft und der Gerichtskritik sowie in der 
Entwicklung einer geplanten und kontinuierlichen 
Öffentlichkeitsarbeit.
Die komplexe Bekämpfung und Verhütung der Krimi-
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Sehr geehrter Herr Dr. Cohn!
Im Namen des Präsidiums des Obersten Gerichts 
der DDR sowie in meinem eigenen Namen be­
glückwünsche ich Sie herzlichst zu Ihrem 70. Ge­
burtstag. Ich nehme diese Gelegenheit zum Anlaß, 
Ihnen für Ihre bisherige verdienstvolle Mitarbeit 
am Obersten Gericht meinen besonderen Dank zu 
sagen.
In der Zeit des Faschismus waren Sie ständigen 
Verfolgungen ausgesetzt und mußten nach England 
emigrieren. Nach Ihrer Rückkehr im Jahre 1947 
stellten Sie sich sofort dem Neuaufbau einer demo­
kratischen Justiz zur Verfügung und waren als 
Landgerichtsdirektor am damaligen Landgericht 
Chemnitz und später als Ministerialrat im Justiz­
ministerium des Landes Sachsen mit Erfolg tätig. 
Mit der Gründung des Obersten Gerichts im Dezem­
ber 1949 wurden Sie von der Volkskammer als 
Oberrichter gewählt und gehören seitdem ununter­
brochen dem Obersten Gericht an. Sie haben ins­
besondere auf dem Gebiet des Zivilrechts wesent­
lichen Anteil an der Entwicklung, der sozialistischen 

ф Rechtspflege. Als Vorsitzender des 2. Zivilsenats und 
Mitglied des Präsidiums des Obersten Gerichts 
nehmen Sie unmittelbar an der Leitung der Recht­
sprechung der Gerichte der Deutschen Demokra­
tischen Republik teil und stellen hierfür Ihre 
umfangreichen Rechtskenntnisse und großen Erfah­
rungen auf allen Rechtsgebieten zur Verfügung.
In Ihrer gesamten Tätigkeit haben Sie sich von 
dem Bestreben leiten lassen, das Recht und seine 
Anwendung für die Festigung der sozialistischen 
gesellschaftlichen Verhältnisse wirksam werden zu 
lassen. Durch Ihre wissenschaftlichen Publikationen 
haben Sie den Juristen wertvolle Hinweise und 
Anregungen für ihre Arbeit gegeben.
Als langjähriges Mitglied des Zentralvorstandes 
der LDPD, als Stadtverordneter, im Deutschen Kul­
turbund und in der Vereinigung Demokratischer 
Juristen leisten Sie eine umfangreiche gesellschaft­
liche Arbeit für die Verwirklichung der humanisti­
schen Ziele unseres Arbeiter-und-Bauern-Staates. 
Für Ihre antifaschistische Tätigkeit, für Ihre Ver­
dienste in der Rechtspflege und für Ihre hervor­
ragende gesellschaftliche Mitarbeit wurden Sie mit 
dem Vaterländischen Verdienstorden in Silber und 
Bronze, mit der Medaille für Kämpfer gegen den 
Faschismus sowie mit der „Medaille für Verdienste 
in der Rechtspflege“ in Gold ausgezeichnet.
Ich wünsche Ihnen weitere Erfolge in Ihrer Arbeit, 
Gesundheit und persönliches Wohlergehen für Sie 
und Ihre Familie.

Mit sozialistischem Gruß
Dr. Heinrich Toeplitz

nalität und anderer Rechtsverletzungen erfordert nicht 
nur die sozialistische Gemeinschaftsarbeit zwischen den 
Rechtspflegeorganen, sondern' auch mit den örtlichen 
Organen der Staatsmacht, den gesellschaftlichen Orga­
nisationen sowie anderen Einrichtungen der Haupt­
stadt. Ausgangspunkt dafür sind das Programm der 
Stadtverordnetenversammlung zur weiteren Zurück- 
drängung der Kriminalität und die entsprechenden 
Vorbeugungsprogramme in den Stadtbezirken. Hier ha-
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